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Räume handelte, war sie berechtigt, eine solche Zustimmung zu 
erteilen. 

Die Durchsuchung der Räume des Beschwerdeführers hatte also, 
weil Maria L. ihr zugestimmt hat, keinen normativen Charakter. Sie 
ist daher auch nicht als faktische Amtshandlung zu werten und nicht 
als Bescheid einer Verwaltungsbehörde im Sinne des Art. 144 B-VG. 
anzusehen. 

Da der Verfassungsgerichtshof nur zuständig ist, über Beschwer- 
den gegen Bescheide von Verwaltungsbehörden wegen Verletzung 
verfassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte zu entscheiden, ein 
solcher Bescheid aber nicht vorliegt, war die Beschwerde wegen 
offenbarer Nichtzuständigkeit des Verfassungsgerichtshofes zurück- 
zuweisen. 

6697 

Nö. Kommunalstrukturverbesserungsgesetz; keine Bedenken 
gegen ) 3Abs. 5 Z. 5 und g 5 Abs. i 

Erk. v. 17 März 1972, B 373/31 

I. Die Beschwerde der Marktgemeinde M. wird zurückgewiesen. 
Ihr Antrag, die Beschwerde gemäß Art. 144 Abs. 2 B-VG. an den Ver- 

waitungsgerichtshof abzutreten, wird abgewiesen. 
II. Die Beschwerde der anderen Beschwerdeführer wird abgewiesen. 

Entscheidungsgründe: 

1. 5 3 Abs. 5 Z. 5 des Niederösterreichischen Kommunalstruktur- 
verbesserungsgesetzes, LGB1. f. NU. Nr. 264/1971 (im folgenden kurz 
Nö. KStrVG. ), verfügt die Vereinigung der im politischen Bezirk G. , 
Gerichtsbezirk M. , gelegenen Marktgemeinden E. und M. zur Markt- 
gemeinde E. Die zuerst genannten Gemeinden hören gemäß ~g 5 
Abs. 1 leg. cit. mit dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes — d. i. 
seinem g 9 zufolge der 1, Jänner 1972 — als eigene Gemeinden zu 
bestehen auf. 

Unter dem 14. Dezember 1971 hat die Niederösterreichische 
Landesregierung den Bescheid GZ. II/1-1962/1-1971 erlassen, dessen 
Spruch lautet: 

„Gemäß g 3 Abs. 5 Z. 5 des Kommunalstrukturverbesserungs- 
gesetzes 1971, LGB1. Nr. 264, wurden die Gemeinden Engelhartstetten 
und Markthof zur Marktgemeinde Engelhartstetten vereinigt. 
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Gemäß g 6 Abs. 2 leg. cit. werden bis zur Angelobung des neu- 
gewählten Bürgermeisters zur Besorgung der unaufschiebbaren Ge- 
schäfte dieser Gemeinde bestellt: 
Zum Regierungskommissär: W. Matthias, 1934, . . . . E. 56 
Zu Beiräten: Es folgen sechs Namen 

Das Beiratsmitglied R. Johann, 1901, wird zum Stellvertreter des 
Regierungskommissärs bestimmt. 

Die von der Gemeinde zu tragende Entschädigung des Regierungs- 
kommissärs wird mit S 3232' — festgesetzt. " 

Gegen diesen Bescheid richtet sich die auf Art. 144 B-VG. ge- 
stützte Beschwerde, die von der Marktgemeinde M. , aber auch vom 
Bürgermeister sowie von Mitgliedern des Gemeindevorstandes und 
des Gemeinderates dieser Gemeinde im eigenen Namen erhoben 
wurde. 

2. 1. Die Beschwerdeführer sind der Ansicht, der noch vor dem im 
9 Nö. KStrVG. genannten Zeitpunkt (1. Jänner 1972) erlassene 

angefochtene Bescheid greife in ihre Rechtssphäre ein. Er bewirke 
nämlich, daß die beschwerdeführende Gemeinde mit 1. Jänner 1972 
als eigene Gemeinde zu bestehen aufhört und daß die beschwerde- 
führenden Funktionäre im gleichen Zeitpunkt ihre Funktion als 
Organe der Erstbeschwerdeführerin verlieren. Die Beschwerdeführer 
halten sich deshalb zur Anfechtung dieses Bescheides nach Art. 144 
B-VG. für berechtigt. Sie sind weiter der Meinung, über ihre am 
30. Dezember 1971 erhobene Beschwerde müsse ungeachtet des 
Umstandes entschieden werden, daß das Nö. KStrVG. den Wirksam- 
keitsbeginn der von ihm verfügten Maßnahmen mit 1. Jänner 1972 — zu einem Zeitpunkt also, in dem über diese Beschwerde noch nicht 
entschieden sein wird —, festsetzt. Diese Auffassung begründen die 
Beschwerdeführer einerseits mit dem Hinweis auf $ 35 Abs. 1 ZPO. 
und andererseits damit, daß zwischen der Erstbeschwerdeführerin und 
dem Beschwerdevertreter die Unwiderruflichkeit der dem letzteren 
erteilten Vollmacht vereinbart worden ist. 

2. 2. Die Beschwerde ist der Meinung, das dem angefochtenen. 
Bescheid zugrundeliegende Nö. KStrVG. sei aus mehreren — im ein- 
zelnen dargelegten — Gründen verfassungswidrig. Daraus folge, 
daß alle normativen Enuntiationen, die dieser Bescheid ausdrücklich 
enthält — nämlich jene über die Vereinigung der beschwerde- 
führenden Gemeinde mit der Marktgemeinde E. , über die Bestellung 
des Regierungskommissärs und eines Beirates sowie über die Fest- 
setzung der an den Regierungskommissär zu leistenden Entschädigung — oder auch nur impliziert — nämlich die Feststellung, die be- 
schwerdeführende Gemeinde höre am 1. Jänner 1972 als eigene 
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Gemeinde zu bestehen auf und die beschwerdeführenden Funktionäre 
verlören im gleichen Zeitpunkt ihre Funktion als Organe der Erst- 
beschwerdeführerin — rechtswidrig seien. Die Beschwerdeführer seien 
dadurch in mehreren — im einzelnen angeführten — verfassungs- 
gesetzlich gewährleisteten Rechten verletzt worden. 

3. Mit Schreiben vom 19. Jänner 1972 hat der mit dem ange- 
fochtenen Bescheid bestellte Regierungskommissär dem Verfassungs- 
gerichtshof mitgeteilt, daß er die von der Marktgemeinde M. dem 

Beschwerdevertreter erteilte Prozeßvollmacht widerrufen habe. 
4. Uber die Beschwerde der Marktgemeinde M. hat der Ver- 

fassungsgerichtshof erwogen: 
4. 1. Die Feststellung des angefochtenen Bescheides, die be- 

schwerdeführende Gemeinde werde mit der Marktgemeinde E. ver- 
einigt, berührt offenkundig die Rechtsstellung der beschwerdeführen- 
den Gemeinde; es ist daher auch möglich, daß er sie in ihren Rechten 
verletzt. Die Marktgemeinde M. war deshalb zur Einbringung der 
Beschwerde nach Art. 144 B-VG, berechtigt. 

4. 2. Uber eine Beschwerde kann aber, ungeachtet ihrer Zulässig- 
keit im Zeitpunkt der Einbringung, jedenfalls dann nicht mehr meri- 
torisch entschieden werden, wenn im Zeitpunkt der Entscheidung 
weder der Beschwerdeführer selbst rechtlich existent noch auch ein 
Rechtsträger vorhanden ist, der die Rechtspersönlichkeit des in- 

zwischen untergegangenen Beschwerdeführers in Ansehung jener 
Rechte fortsetzt, deren Verletzung in der Beschwerde geltend gemacht 
worden ist (in diesem Sinne z. B. auch der Beschluß des Verwaltungs- 
gerichtshofes vom 27. September 1967, Zl. 1712/66). Sollte daher die 
beschwerdeführende Gemeinde am 1. Jänner 1972 als Rechtssubjekt 
untergegangen und kein Rechtsträger vorhanden sein, der ihre Rechts- 
persönlichkeit iy Ansehung ihrer hier in Rede stehenden Rechte 
fortsetzt, dann wäre ihre Beschwerde unzulässig geworden. Dem 
steht weder die Bestimmung des g 35 Abs. 1 ZPO. noch auch der 
Umstand entgegen, daß zwischen der beschwerdeführenden Gemeinde 
und dem Beschwerdevertreter die Unwiderruflichkeit der dem letz- 
teren erteilten Vollmacht vereinbart worden ist. Dies deswegen, 
weil der Fortbestand einer Vollmacht über den Tod, d. h. über den 
Zeitpunkt des Verlustes der Rechtspersönlichkeit des Vollmacht- 
gebers hinaus, vom Gesetzgeber nur für den Fall vorgesehen ist und 
auch durch Vertrag rechtswirksam nur insoweit festgelegt werden 
kann, als jene Rechte des Vollmachtgebers, die der Bevollmächtigte 
durch die Vollmacht zu verteidigen instandgesetzt wird, nach dem 
Untergang des Vollmachtgebers auf einen anderen Rechtsträger über- 
gehen (arg. g 35 Abs. 2 ZPO. ). Das von ihr als verletzt bezeichnete 
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Recht der beschwerdeführenden Gemeinde auf „ungestörte Existenz" 
aber ist ein höchstpersönliches Recht, das — trotz der Anordnung des 
g 5 Abs. 1 letzter Satz Nö. KStrVG. — nach ihrem Untergang nicht auf 
die (neue) Marktgemeinde E. übergehen kann. Die dem Beschwerde- 
vertreter von der beschwerdeführenden Gemeinde erteilte Prozeß- 
vollmacht wäre somit in Ansehung dieses Rechtes erloschen, wenn 
erstere gemäß g 5 Abs. 1 Nö. KStrVG. im Zusammenhalt mit g 3 
Abs. 5 Z. 5 leg. cit. am 1. Jänner 1972 zu bestehen aufgehört hat. 
Der Widerruf dieser Vollmacht durch die (neue) Marktgemeine E. 
(vgl. 3. ) ginge in diesem Falle ins Leere. Weil Rechte jeglicher Art 
nur einer existenten Rechtsperson zukommen können, bestünde in 
diesem Fall eber auch nicht die Möglichkeit, daß irgervdwelche 
anderen Rechte der beschwerdeführenden Gemeinde verletzt worden 
SIIXd, 

4. 3. Wenn der Verfassungsgerichtshof gegen die Verfassungs- 
mäßigkeit der gg 3 Abs. 5 Z. 5 und 5 Abs. 1 Nö. KStrVG. Bedenken 
hegte, müßte er diese Vorschriften gemäß Art. 140 B-VG. von Amts 
wegen prüfen und, wenn sie sich als verfassungswidrig erweisen 
sollten, aufheben. Nach der ständigen Rechtsprechung des Verfas- 
sungsgerichtshofes würde diese Aufhebung auf den vorliegenden 
Beschwerdefall zurückwirken, d. h. der Gerichtshof dürfte seiner 
Entscheidung über die Beschwerde der Gemeinde M. die aufge- 
hobenen Bestimmungen des Nö. KStrVG. nicht zugrunde legen (z. B. 
Erk. Slg. Nr. 3667/1959, 5999/1969). Die beschwerdeführende Gemeinde 
hätte dann als eigene Gemeinde nicht zu bestehen aufgehört, sie 
wäre als Rechtsperson existent, und es müßte über ihre Beschwerde 
meritorisch entschieden werden. Alle Argumente, die die Beschwerde 
gegen die Verfassungsmäßigkeit der hier präjudiziellen Stellen des 
Nö. KStrVG. ins Treffen führt, sind danach schon für die Frage be- 
deutsam, ob die Beschwerde heute noch zulässig ist, und nicht erst 
dafür, ob sie begründet ist. Der Verfassungsgerichtshof hegt jedoch 
gegen die Verfassungsmäßigkeit der gg 3 Abs. 5 Z. 5 und 5 Abs. 1 

Nö. KStrVG. aus den nachfolgend dargelegten Gründen keine 
Bedenken. 

4. 3. 1. Das B-VG. enthält eine Bestandsgarantie für die Gemeinde 
als Institution (vgl. insbesondere Art. 116 Abs. 1 B-VG. ), sie garan- 
tiert aber entgegen der Meinung der Beschwerde keineswegs der 
individuellen Gemeinde ein Recht auf „ungestörte Existenz". Ein 
absolutes Recht auf Existenz kommt von Verfassungs wegen aus- 
schließlich jenen juristischen Personen zu, die in Verfassungsnormen 
)individuell und nicht bloß der Art nach bezeichnet werden (vgl. 
etwa Art. 2 und 108 Abs. 1 B-VG. ). Für die gegenteilige Auffassung 
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läßt sich weder aus der historischen Entwicklung des Gemeinde- 
rechtes noch auch aus der Gemeinde-Verfassungsnovelle, BGBl. 
Nr. 205/1962, etwas gewinnen. Diese Verfassungsnovelle spricht viel- 
mehr geradezu gegen die Ansicht der Beschwerde. Weil nämlich im 
Zeitpunkt ihrer Erlassung in — von Wien abgesehen — allen Bundes- 
ländern Rechtsvorschriften in Geltung gestanden sind, die eine Ver- 
einigung von Gemeinden auch gegen deren Willen vorgesehen haben, 
kann ihr, die eine solche Maßnahme nicht ausdrücklich für unzulässig 
erklärt, eine dahin gehende Absicht auch nicht unterstellt werden. 
Maßnahmen, die bewirken, daß eine Gemeinde gegen ihren Willen 
als solche zu bestehen aufhört, sind daher im Rahmen des Bundes- 
verfassungsrechtes zulässig. 

4. 3. 2. Solche Maßnahmen sind entgegen den Beschwerdeaus- 
führungen auch durch die Vorschriften des B-VG. über den eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinde ebensowenig ausgeschlossen wie 
durch das verfassungsgesetzliche Verbot einer nicht im öffentlichen 
Interesse gelegenen Enteignung (Art. 5 StGG. ). Das Recht auf einen 
autonomen Wirkungsbereich kann ebenso wie das Eigentumsrecht 
und überhaupt jedes Recht nur einer bestehenden Rechtsperson — hier also einer rechtlich bestehenden Gemeinde — zukommen; die 
rechtliche Existenz der individuellen Gemeinde ist aber, wie zu 4. 3. 1. 
dargetan wurde, von Verfassungs wegen nicht garantiert. Daraus 
folgt, daß die Verfassungswidrigkeit der gg 3 Abs. 5 Z. 5 und 5 Abs. 1 
Nö. KStrVG. keinesfalls damit begründet werden könnte, diese 
Bestimmungen stellten sich als Eingriff in den eigenen Wirkungs- 
bereich oder in das Eigentumsrecht der dort genannten Gemeinden 
dar. 

4. 3. 3. Die Beschwerde vermeint, das Nö. KStrVG. habe „neue 
gemeindliche Rechtssubjekte geschaffen, die offenbar den Charakter 
von Gebietsgemeinden im Sinne des Art. 120 B-VG. aufweisen". 
Auch das trifft nicht zu. Art. 120 B-VG. bezeichnet als Gebietsgemein- 
den die „Zusammenfassung von Ortsgemeinden" und bringt damit 
zum Ausdruck, daß die Ortsgemeinden trotz des Zusammenschlusses 
zu einer Gebietsgemeinde als Ortsgemeinden bestehen bleiben. Es 
ist jedoch offenkundig, daß hier vom Gesetzgeber Ortsgemeinden zu 
größeren Ortsgemeinden vereinigt, nicht aber zu einer andersartigen 
Körperschaft zusammengefaßt wurden. 

4. 3. 4. Entgegen den Beschwerdeausführungen kann auch von 
einer „Arrogierung eines in Bescheidform zu erlassenden Beschlusses 
durch den Gesetzgeber" nicht die Rede sein. Wie der Verfassungs- 
gerichtshof in seinem Beschluß Slg. Anhang 2/1951 dargelegt hat, 
richtet sich die Verfügung einer zwangsweisen Vereinigung von 

10 Verfassaagsg. -Erk. 
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Gemeinden nicht nur an individuell bestimmte Rechtsträger, nämlich 
an die von dieser Verfügung betroffenen Gemeinden. Infolge ihres 
komplexen Inhaltes greift eine solche Verfügung auf den verschie- 
densten Rechtsgebieten in die Interessen- und Rechtssphäre eines 
ganz unbestimmten, von vornherein überhaupt nicht bestimmbaren 
Personenkreises ein. Es bestehen daher keine Bedenken dagegen, 
daß eine solche Verfügung in Form einer generellen Norm — u. zw. 
gemäß Art. 15 und 115 Abs. 2 B-VG. entweder durch den Landes- 
gesetzgeber oder auf Grund einer von ihm erteilten Ermächtigung 
durch Verordnung — getroffen wird. Was den Umstand anlangt, 
daß die Anordnung der Vereinigung namentlich genannter Gemein- 
den diesen gegenüber als individuelle Norm in Erscheinung tritt, ist 
auf das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes Slg. Nr. 3118/1956 
hinzuweisen. Dort wird ausgeführt, daß das B-VG. die Staatsfunktio- 
nen voneinander nach organisatorischen (formellen) Gesichtspunkten 
scheidet, sodaß Individualgesetze in Ansehung des Prinzips der 
Gewaltentrennung keinen Bedenken begegnen. 

4. 3. 5. Das Nö. KStrVG. verfügt entgegen der Meinung der 
Beschwerdeführerin keine „Anpassung der Organisation der Ge- 
meindeverwaltung" im Sinne des g 5 Abs. 1 Gemeinde-Verfassungs- 
novelle, BGBI. Nr. 205/1962 — eine solche hätte bis spätestens 
31. Dezember 1965 erlassen und in Kraft gesetzt werden müssen —, 
sondern eine Änderung der Gemeindestruktur des Landes Nieder- 
österreich. Es trifft daher nicht zu, daß, wie die Beschwerde behauptet, 
„es für alle diesbezüglichen Maßnahmen nach dem 31. Dezember 
1965 an der Ermächtigung durch den Bundesverfassungsgesetzgeber" 
fehlt. 

4. 3. 6. Die Beschwerde legt dem Niederösterreichischen Landes- 
gesetzgeber auch zur Last, er habe die gegenständlichen Maßnahmen 
zu Änderung der Niederösterreichischen Gemeindestruktur verfügt, 
ohne daß zuvor „eingehende Untersuchungen nach wissenschaftlichen 
Grundsätzen der Raum- und Strukturplanung" angestellt worden 
wären, und vermeint, daß sich daraus die „Fragwürdigkeit des ge- 
samten Gesetzeswerkes" ergebe. Damit aber ist für den Standpunkt 
der Beschwerde nichts zu gewinnen, weil die „Fragwürdigkeit" einer 
gesetzlichen Regelung noch nicht deren Verfassungswidrigkeit be- 
gründet, es sei denn, daß hierunter zu verstehen sein soll: daß die 
gesetzliche Regelung unsachlich sei. Die beschwerdeführende Ge- 
meinde behauptet tatsächlich auch, daß ihre Vereinigung mit der 
Marktgemeinde E. sachlich nicht gerechtfertigt und g 3 Abs. 5 Z. 5 
Nö. KStrVG. auch aus diesem Grund verfassungswidrig sei. Weder 
ihre wirtschaftliche Situation noch einzelne andere, im einzelnen 
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angeführte Umstände vermöchten ihre Vereinigung mit ider Ge- 
meinde E. zu rechtfertigen, es resultierten im Gegenteil daraus sogar 
Nachteile u. a. dadurch, daß von Schülern und von Gemeindebürgern 
größere Strecken als bisher zur Schule und zum Gemeindeamt zurück- 
gelegt werden müssen. Die Vereinigung stehe überdies auch im 
Widerspruch zu der Verordnung der Niederösterreichischen Landes- 
regierung, LGBI. f. Nö. Nr. 254/1971, über ein Raumordnungspro- 
gramm zur Entwicklung des Fremdenverkehrs. In der Anlage zu 
dieser Verordnung sei nämlich die beschwerdeführende Gemeinde 
nicht bloß als „allgemeiner Standort" im Sinne des g 3, sondern 
darüber hinaus auch als „Eignungsstandort" im Sinne des g 4 dieser 
Verordnung bezeichnet worden. 

Auch dieses Vorbringen ist nicht geeignet, Bedenken gegen die 
Verfassungsmäßigkeit des g 3 Abs. 5 Z. 5 Nö. KStrVG. hervor- 
zurufen. Die Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit von Struktur- 
änderungsmaßnahmen jeder Art ist von einer Vielfalt von Umständen 
abhängig. So gut wie niemals wird eine Situation so beschaffen sein, 
daß ausnahmslos alle in Ansehung einer bestimmten Maßnahme 
erheblichen Umstände für diese Maßnahme sprechen, immer werden 
im Einzelfall auch Umstände vorliegen, an denen gemessen sie nicht 
erforderlich, ja vielleicht sogar unzweckmäßig ist. Auch jede Ände- 
rung der Gemeindestruktur bewirkt deshalb — u. zw. besonders für 
die unmittelbar davon Betroffenen — nicht nur Vorteile, es wird sich 
vielmehr manches überhaupt nicht und manches vielleicht sogar — oft 
freilich nur vorübergehend — zum Nachteil ändern. Das ist unver- 
meidlich und macht deshalb eine solche Maßnahme an sich noch nicht 
unsachlich. Davon, daß die Vereinigung einer unterdurchschnittlich 
kleinen Gemeinde mit einer oder mehreren anderen Gemeinden un- 
sachlich wäre, kann jedoch im Regelfall nicht die Rede sein. Nichts 
spricht dafür, daß die beschwerdeführende Gemeinde — ihre Ein- 
wohnerzahl ist im Amtskalender 1971 mit 410 angegeben — in dieser 
Hinsicht einen Ausnahmefall darstellt. Strittig kann nur die Frage 
der Zweckmäßigkeit der im g 3 Abs. 5 Z. 5 Nö. KStrVG. getroffenen 
Regelung sein. Nach seiner ständigen Rechtsprechung gibt aber der 
Gleichheitsgrundsatz dem Verfassungsgerichtshof keine Handhabe, 
über die Zweckmäßigkeit gesetzlicher Bestimmungen zu urteilen 
(z. B. Erk. d. VfGH. Slg. Nr. 3382/1958). Es bestehen daher auch keine 
Bedenken in der Richtung, daß diese Bestimmung dem Gleichheits- 
grundsatz zuwiderliefe. 

4. 4. Es bestehen unter dem Gesichtspunkt des vorliegenden 
Beschwerdefalles auch keine anderen Bedenken gegen die Ver- 
fassungsmäßigkeit der gg 3 Abs. 5 Z. 5 und 5 Abs. 1 Nö. KStrVG. 
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Der Verfassungsgerichtshof hat daher diese Bestimmungen seiner 
Entscheidung zugrunde zu legen. Das aber bedeutet, daß die Gemeinde 
M. am 1. Jänner 1972 als eigene Gemeinde zu bestehen aufgehört 
oder anders: ihre Rechtspersönlichkeit und damit auch ihre Partei- 
fähigkeit verloren hat. Ihre Beschwerde ist aus diesem Grunde 
unzulässig geworden, sie mußte deshalb — vgl. dazu auch die Aus- 
führungen unter 4. 2. — als unzulässig zurückgewiesen werden. Ob 
neben dem Gemeinderat der Marktgemeinde M. auch die anderen 
beschwerdeführenden Funktionäre zur Beschwerdeführung im Namen 
dieser Gemeinde berechtigt waren, brauchte bei dieser Rechtslage 
nicht geprüft zu werden. 

5. Uber die von den Funktionären der Marktgemeinde M. im 
eigenen Namen erhobene Beschwerde hat der Verfassungsgerichtshof 
erwogen: 

5. 1. Der angefochtene Bescheid berührt auch die Rechtsstellung der 
beschwerdeführenden Funktionäre, denn er bewirkt den Verlust ihrer 
Funktion als Organe der Erstbeschwerdeführerin. Es ist daher auch 
möglich, daß er sie in ihren Rechten verletzt. Sie sind deshalb inso- 
weit auch zur Erhebung der Beschwerde nach Art. 144 B-VG. be- 
rechtigt. Weil sich daran auch durch das am 1. Jänner 1932 erfolgte 
Wirksamwerden, der vom Nö. KStrVG. verfügten Maßnahmen nichts 
geändert hat, ist über ihre Beschwerde meritorisch zu entscheüden. 

5. 2. Der angefochtene Bescheid gründet sich auch insoweit auf 
gg 3 Abs. 5 Z. 5 und 5 Abs. 1 Nö. KStrVG. , als er bewirkt, daß die 
beschwerdeführenden Funktionäre am 1. Jänner 1972 ihre Funktion 
als Organe der Marktgemeinde M. verlieren. Denn obwohl das 
Nö. KStrVG. in seinem g 6 Abs. 1 nur von der Auflösung der 
Gemeinderäte der im g 3 leg. cit. genannten Gemeinden spricht, 
haben mit dem 1. Jänner 1932 nicht nur diese, sondern ausnahmslos 
alle Organe der genannten Gemeinden zu bestehen aufgehört. Es ist 
nämlich offenkundig, daß alle zu Organwaltern eines bestimmten 
Rechtsträgers bestellten Personen mit dem Untergang diese Rechts- 
trägers ihre Organfunktion verlieren. Daraus folgt, daß, wenn die 
auch dem hier maßgeblichen Inhalt des angefochtenen Bescheides 
zugrundeliegenden Gesetzesstellen verfassungswidrig sein sollten, 
die Beschwerdeführer zumindest in ihrem Recht auf ein Verfahren 
vor dem gesetzlichen Richter (Art. 83 Abs. 2 B-VG. ) verletzt worden 
wären, denn die belangte Behörde hätte sich in diesem Fall eine ihr 
nicht zukommende Zuständigkeit angemaßt (z. B. Erk. d. VfGH. Slg, 
Nr. 3939/1961). 

5. 3. Unter 4. 3. und 4. 4. ist dargelegt worden, daß gegen die 
Verfassungsmäßigkeit der )g 3 Abs. 5 Z. 5 und 5 Abs. 1 Nö. KStrVG. 
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keine Bedenken bestehen. Der angefochtene Bescheid steht mit 
diesen Vorschriften im Einklang. Er verletzt daher kein den Be- 
schwerdeführern verfassungsgesetzlich gewährleistetes Recht, Ihre 
Beschwerde mußte als unbegründet abgewiesen werden. 

6698 

Art. 144 Abs. 1 B-VG. , g 86 VerfGG. 1953; Zuerkennung der 
aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde 

Beschl. v. 13. März 1932, B 65/72 

Dem Antrag, der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, 
wird Folge gegeben. 

Begründung: 

Gemäß g 86 Abs. 2 1. Satz VerfGG. 1953 kann der Verfassungs- 
gerichtshof auf Antrag der Partei aussprechen, daß der Beschwerde 
aufschiebende Wirkung zukommt, wenn von dem Aufschub des 
Bescheides, gegen den die Beschwerde erhoben wurde, kein erheb- 
licher Nachteil zu besorgen ist oder wenn mit dessen Vollzug für den 
Beschwerdeführer ein unwiederbringlicher Nachteil verbunden wäre. 
Der Beschwerdeführer begründet seinen Antrag damit, daß er bereits 
nach Genehmigung des Kaufvertrages (durch die Grundverkehrs- 
bezirkskommission bei der Bezirkshauptmannschaft Graz-Umgebung 
für den Gerichtsbezirk G. vom 17. August 1971, GZ. GVG-F 143/4- 
1971) mit dem Verkäufer Franz B. die Liegenschaft in seinen Besitz 
und seine Gewahrsame übernommen und Investitionen von 150. 000 S 
für die Liegenschaft und dessen Baulichkeiten getätigt habe. Werde 
die aufschiebende Wirkung zuerkannt, so könne der Vertragspartner 
Franz B, das Grundstück nicht neuerlich verkaufen, weil das Ver- 
fahren nach wie vor in Schwebe sei. Für den Fall der Zuerkennung 
der aufschiebenden Wirkung könne weder die Grundverkehrs- 
Bezirks- noch die Grundverkehrs-Landeskommission bei einem even- 
tuell eingereichten zweiten Kaufvertrag, den Franz B. mit einem 
Dritten abschließt, die Genehmigung erteilen und müßte ein solches 
zweites Grundverkehrsverfahren bis zur rechtskräftigen Erledigung 
der Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofbeschwerde aufge- 
schoben werden. 

Werde die aufschiebende Wirkung aber nicht zuerkannt, so könne 
Franz B. das Grundstück neuerlich verkaufen, es könnte sogar 
neuerlich genehmigt werden, und der neue Eigentümer würde zu 
Recht in das Grundbuch eingetragen werden. Der Beschwerdeführer 


